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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Finanz- und Ausgabenordnung

In der Herbstsession stimmte der Nationalrat bei drei Enthaltungen mit 180 zu 6
Stimmen für eine Motion Fischer (glp, LU). Diese forderte vom Bundesrat, der den
Vorstoss zur Ablehnung empfohlen hatte, dass das Finanzhaushaltsgesetz revidiert und
einheitliche Rechnungslegungsgrundsätze für die Sonderrechnungen des Bundes
festlegt werden. Die grosse Kammer teilte die Auffassung des Motionärs, wonach die
Transparenz der finanziellen Beziehungen zwischen den Sonderrechnungen und der
Jahresrechnung des Bundes "zu übersichtlich" sei. Der Ständerat wird sich
voraussichtlich in der Frühjahrssession 2015 mit dem Vorstoss auseinandersetzen. 1

MOTION
DATUM: 25.09.2014
DAVID ZUMBACH

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Anlässlich der Sondersession im Mai 2015 befasste sich der Nationalrat nach fast 18
Monaten Pause wieder mit dem Konsolidierungs- und Aufgabenüberprüfungspaket
2014 (KAP 2014), das er im Dezember 2013 an den Bundesrat zurückgewiesen hatte.
Der Bundesrat hatte dazu unterdessen eine Zusatzbotschaft verabschiedet, dem
Parlament aber gleichwohl beantragt, die Beratung des Ende Dezember 2012
vorgelegten KAP 2014 wieder aufzunehmen. Dieses sah eine Entlastung des
Bundeshaushalts im Umfang von CHF 700 Mio. vor, wobei es die Verzögerung mit sich
brachte, dass KAP-Sparmassnahmen in der Höhe von CHF 376 Mio. bereits in den
Voranschlag 2015 eingebaut worden waren. Der Nationalrat sprach sich mit 131 zu 59
Stimmen gegen den Antrag einer Minderheit Hadorn (sp, SO) aus, die eine neuerliche
Rückweisung des KAP 2014 gefordert hatte. Ausserhalb der SP und der Grünen fand der
Antrag keine Unterstützung. In der Detailberatung schuf der Nationalrat sogleich zwei
gewichtige Differenzen zum Bundesrat. Die Regierung hatte vorgeschlagen, die IV-
Schuld bei der AHV statt zu 2% nur noch zu 1% zu verzinsen, was eine Ersparnis von CHF
132,5 Mio. bedeutet hätte. Eine Kommissionsminderheit Gysi (sp, SG) ging gegen diesen
Vorschlag in Opposition und war dank der Zustimmung von SVP, SP und den Grünen mit
113 zu 74 Stimmen bei 2 Enthaltungen erfolgreich. Die "unheilige" Allianz war jedoch nur
von kurzer Dauer: Während sich die Sozialdemokraten und die Grünen für die vom
Bundesrat vorgeschlagenen Sparmassnahmen im Umfang von CHF 56,7 Mio. im Bereich
der Landwirtschaft stark machten und eine Kommissionsminderheit Fischer (glp, LU)
unterstützten, stimmte die SVP geschlossen gegen die Kürzungen bei den Bauern.
Unterstützt wurde die Volkspartei dabei von der BDP und von grossen Teilen der FDP
und der CVP, wodurch sich der Nationalrat mit 109 zu 78 Stimmen bei 2 Enthaltungen
gegen den Vorschlag des Bundesrates aussprach. Eine weitere Differenz betraf die
Beiträge des Bundes an die Kantone für die Kulturgüterschutz-Dokumentation. Der
Nationalrat votierte mit 128 zu 61 Stimmen gegen die geplante Einsparung von CHF 0,7
Mio. und die damit verbundene Streichung von Artikel 14 des Bundesgesetzes über den
Schutz der Kulturgüter (KGSG). 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.05.2015
DAVID ZUMBACH

Voranschlag

Der Nationalrat überwies in der Herbstsession ein Postulat Fischer (glp, LU), das sich
auf die Berechnungsgrundlage der Schuldenbremse bezog. Aufgrund dieses
Entscheids hatte der Bundesrat der Frage nachzugehen, ob an Stelle der
Finanzierungsrechnung neu die Erfolgsrechnung herangezogen werden sollte. 3

POSTULAT
DATUM: 28.09.2012
LAURENT BERNHARD

Der Bundesrat erfüllte den Auftrag des Postulats Fischer (glp, LU) für «bessere
Wirksamkeit der Schuldenbremse und höhere Transparenz in der Rechnungslegung»
im Rahmen seines Berichts zum Postulat Graber (svp, BE; Po. 10.4022). Eine
Berücksichtigung des ordentlichen Ergebnisses der Erfolgsrechnung anstelle der
Finanzierungsrechnung bei der Schuldenbremse würde einen Wechsel bei der
Zielgrösse von den Bruttoschulden zum Eigenkapital mit sich bringen. Dadurch würden
Neuinvestitionen, die erst verzögert in die Erfolgsrechnung Eingang finden, gegenüber
Konsumausgaben privilegiert. Die Änderung käme somit einer Lockerung der
Schuldenbremse gleich. Ein Einbezug der Sonderrechnungen in der Schuldenbremse
würde zwar die Transparenz der Rechnungslegung erhöhen, aber Probleme im Umgang

BERICHT
DATUM: 29.11.2013
ANJA HEIDELBERGER
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mit Investitionsspitzen nach sich ziehen – mit der aktuellen Regelung sind diese
weniger problematisch, da die Ausgaben der Fonds nicht der Schuldenbremse
unterstehen. 
Stillschweigend schrieben Nationalrat und Ständerat das Postulat in der Sommersession
2015 ab. 4

In der Wintersession überwies der Nationalrat ein Postulat Fischer (glp, LU) bezüglich
der Spezialfonds und Spezialfinanzierungen der Bundesrechnung. Damit deren
Einheitlichkeit, Transparenz und Vollständigkeit verbessert werden konnten, wurde der
Bundesrat beauftragt, einen Grundlagenbericht zu verfassen. 5

POSTULAT
DATUM: 21.03.2014
LAURENT BERNHARD

Im September 2015 verabschiedete der Bundesrat einen Grundlagenbericht zu
Spezialfonds und Spezialfinanzierungen und erfüllte damit ein Postulat Fischer (glp, LU)
aus dem Jahr 2013. Der Bericht zeigt auf, dass die Rechnungslegung und
Berichterstattung bei den unterschiedlichen Gefässen des Bundes für die Finanzierung
von Vorhaben, deren Mittel zweckgebunden sind, teilweise uneinheitlich sind. Im
selben Bericht schlägt die Eidgenössische Finanzverwaltung (EFV) entsprechend auch
Anpassungen vor, die in Zukunft eine einheitliche Rechnungslegung der
Spezialfinanzierungen und Spezialfonds nach den Grundsätzen des sogenannten Neuen
Rechnungsmodelles (NRM) sicherstellen sollen. Die Umsetzung ist für das
Rechnungsjahr 2017 geplant. 6

BERICHT
DATUM: 11.09.2015
DAVID ZUMBACH

Stillschweigend schrieb der Nationalrat in der Sommersession 2016 das Postulat Fischer
(glp, LU) für mehr Transparenz bei Spezialfonds und Spezialfinanzierungen ab. Der
Bundesrat hatte die Abschreibung nach Veröffentlichung des entsprechenden Berichts
beantragt. 7

BERICHT
DATUM: 07.06.2016
ANJA HEIDELBERGER

Finanzausgleich

Im dritten NFA-Wirksamkeitsbericht hat der Bundesrat zu prüfen, ob beim
Ressourcenausgleich das gültige Mindestziel (85%) künftig durch eine
Mindestzielbandbreite (83-87%) ersetzt werden sollte. Dieser Auffassung war der
Nationalrat anlässlich der Frühjahrssession 2016 und überwies mit 123 zu 65 Stimmen
bei 10 Enthaltungen ein entsprechendes Postulat Fischer (glp, LU), das von Nationalrat
Bäumle (glp, ZH) übernommen worden war. Eine Mindestzielbandbreite, so Bäumle,
würde sämtlichen Kantonen und auch dem Bund mehr Verbindlichkeit und
Planungssicherheit geben. Nationalrat Hadorn (sp, NR), der das Postulat bekämpft
hatte, sah mit dem Vorschlag Fischers den Finanzausgleich als "Instrument des inneren
Zusammenhalts" des Landes infrage gestellt. 8

POSTULAT
DATUM: 08.03.2016
DAVID ZUMBACH

Der Bundesrat untersuchte die Forderung des Postulats Fischer (glp, LU), das gültige
Mindestziel der Ressourcenausstattung (85%) durch eine Mindestzielbandbreite (83-
87%) zu ersetzen im Rahmen des dritten Wirksamkeitsberichts zum Finanzausgleich. Da
der ressourcenschwächste Kanton mit einer Mindestzielbandbreite den Maximalbetrag
dieser Bandbreite – vorgeschlagen worden waren hierfür 87 Prozent – nicht
übersteigen könnte, hätte eine solche Regelung das Wachstum der Überdotation seit
2016 gebremst: Mit der aktuellen Regelung erzielte der ressourcenschwächste Kanton
seither hingegen immer mehr als 87 Indexpunkte. Der Bundesrat befand, dass die
Mindestzielbandbreite eine ähnliche Wirkung habe, wie das Massnahmenpaket der KdK,
dass er aber die Vorschläge des Massnahmenpakets bevorzuge.
Stillschweigend schrieb der Nationalrat das Postulat in der Sondersession 2019 ab. 9

POSTULAT
DATUM: 07.05.2019
ANJA HEIDELBERGER
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